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Drucksache Nr. 3789 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Zahlung einer einmaligen Zulage zu den 
Versorgungsbezügen aufgrund des Bundesversorgungsgesetzes 
und aufgrund des Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe 
für Angehörige von Kriegsgefangenen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Wer nach dem Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges 
(Bundesversorgungsgesetz) vom 20. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 791) oder nach dem Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für 
Angehörige von Kriegsgefangenen vom 13. Juni 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 204) am 1. Dezember 1952 einen Anspruch auf Ver- 
sorgungsbezüge hat, erhält als Ausgleich für die in der Zeit vor 
dem 1. Dezember 1952 durch die Preiserhöhungen eingetretene 
Rentenminderung eine einmalige Zahlung in Höhe der Versorgungs- 
bezüge, die für den Monat Dezember 1952 zu zahlen sind. 

§ 2 

Die Auszahlung der Zulage erfolgt mit der Zahlung der für den 
Monat Dezember 1952 fälligen Versorgungsbezüge. 

§ 3 

Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 22. Oktober 1952 


Ollenhauer und Fraktion 
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